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Pressemitteilung                             
Berlin, den 3.11.2022 

„Der Rechtsstaat darf die Betroffenen rechter, rassistischer und antisemitischer 
Gewalt in Ostdeutschland nicht länger im Stich lassen.“ 

„Es braucht einen glaubhaften Paradigmenwechsel bei Polizei und Justiz in 
Ostdeutschland in der Strafverfolgung bei rechten Gewalttaten und im Umgang mit 
rechten Aufmärschen“, fordern Opferberatungsstellen anlässlich der morgigen 
Tagung der ostdeutschen Innenminister*innen in Erfurt.  

Überlange Verfahrensdauern in der Strafverfolgung nach rechten Gewalttaten und 
eine schockierend niedrige Aufklärungsquote von nicht einmal 1/5 bei rechten 
Brandanschlägen entmutigen die Betroffenen und stärken rechte Täter*innen und 
Nachahmer*innen.  

Angesichts der aktuellen Welle rechter und rassistischer Gewalttaten insbesondere in 

Ostdeutschland befürchten die professionellen Opferberatungsstellen für Betroffene rechter, 

rassistischer und antisemitischer Gewalt eine weitere Eskalation der flächendeckenden 

Präsenz rassistischer und rechtsextremer Mobilisierungen und Gewalt wie in 2015/2016 - als 

täglich mindestens vier bis fünf Menschen in Ostdeutschland und Berlin Opfer rechter Angriffe 

wurden. 

 

 „Die Täter der rassistischen Brandanschläge der letzten Wochen haben den Tod von 

Menschen bewusst in Kauf genommen“, warnt Robert Kusche, VBRG-Vorstandsmitglied und 

Geschäftsführer des RAA Sachsen. „Es braucht jetzt endlich einen glaubhaften 

Paradigmenwechsel bei Polizei und Justiz in Ostdeutschland in der Strafverfolgung bei rechten 

Gewalttaten und bei Maßnahmen gegen rechte Aufmärsche“. Noch immer ist die Gefahr, 

Opfer eines rassistisch, antisemitisch oder rechtsextrem motivierten Angriffs zu werden, in 

Ostdeutschland dreimal so groß wie in den westdeutschen Flächenländern. „Rechte Gewalt 

und Rechtsterrorismus sind ein gesamtdeutsches Problem. Aber Ostdeutschland ist auch 

mehr als zehn Jahre nach der Selbstenttarnung des NSU weiterhin der Resonanzboden und 

Ausgangspunkt für neue rechtsterroristische Netzwerke und Täter*innen“, warnt Franz Zobel, 
Projektleiter der Opferberatung ezra in Thüringen. „Mehrere Faktoren tragen dazu bei, dass 

in Ostdeutschland erneut der Resonanzboden für Rechtsterrorismus entsteht: Eine 

schockierend niedrige Aufklärungsquote von lediglich 15 Prozent bei von Polizei und Justiz als 

PMK Rechts erfassten Brandanschlägen, überlange Verfahrensdauern von bis zu acht Jahren 

bis zu rechtskräftigen Urteilen und flächendeckende Angstzonen für alle, die im rechten 

Weltbild als Gegner*innen markiert sind “, betont Franz Zobel.  
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Die Brandanschläge auf Sammelunterkünfte für Geflüchtete in den letzten Wochen in Groß 

Strömkendorf (Mecklenburg-Vorpommern) am 19. Oktober in Krumbach (Bayern) am 23. 

Oktober, in Bautzen (Sachsen) am 27. Oktober sowie Angriffe mit gefährlicher und illegaler 

Pyrotechnik am 31. Oktober in Großzössen bei Leipzig sowie am gleichen Tag in Dresden 

richteten sich jeweils gegen Gebäude, in denen sich unübersehbar Menschen aufhielten. „Die 

mit Brandanschlägen verbundene Botschaft eines mörderischen Rassismus und die prekäre 

Lebenssituation in Sammelunterkünften entmutigt Geflüchtete und macht ihre Erfahrungen 

unsichtbar“, sagt Sultana Sediqi von „Jugendliche ohne Grenzen“.  

 

„Wir befinden uns gesellschaftlich in einer fragilen Lage: Die Folgen der multiplen Krisen 

werden für die Menschen immer sichtbarer. Gleichzeitig versuchen Rechtsextreme, diese 

Situation für sich zu nutzen und ihren gesellschaftlichen Resonanzraum zu vergrößern. Auf all 

das treffen noch verstärkte Propaganda- und Desinformationskampagnen aus Russland“, 

warnt Pia Lamberty, Sozialpsychologin und Geschäftsführerin von CeMAS – Center für 

Monitoring, Analyse & Strategie. „Unsere aktuelle Studie zeigt eindeutig, dass pro-russische 

Propaganda in Deutschland seinen Einfluss vergrößern konnte und sich insbesondere in 

Ostdeutschland verfängt. Gerade deswegen braucht es jetzt kluge politische Antworten auf 

soziale Fragen, aber auch eine klare Abgrenzung nach rechts. Vor dieser Aufgabe steht nicht 

nur die Zivilgesellschaft, sondern auch Politiker*innen aller demokratischer Parteien." 

 

Übernahme rechter Narrative und Feindbilder ist demokratiegefährdend 
 

„Es ist entmutigend und demokratiegefährdend, wenn Polizist*innen und Justiz die rechten 

Narrative und Feindbilder übernehmen und Zivilgesellschaft und Pressevertreter*innen nicht 

mehr vor rechten Angriffen bei den aktuellen Aufmärschen schützen“, sagt ver.di-

Jugendsekretär Kristian Fink, der am 17. Oktober 2022 in Leipzig von Teilnehmer*innen eines 

rechten Aufmarsches angegriffen und verletzt wurde. „In den Beratungsanfragen von 

angegriffenen Medienschaffenden sehen wir, wie das rechte Narrativ von der ‚Lügenpresse’, 

die angeblich kein Anrecht auf Schutz nach Artikel 5 GG hat und bei rechten Protesten 

ungehindert gejagt und bedrängt werden kann, auch bei Polizeibeamten verfängt: 

Journalist*innen werden als Feindbild gesehen und behandelt. Das muss sich dringend 

ändern, denn sonst ist die Pressefreiheit in Ostdeutschland nicht mehr gewährleistet“, 

betonen Robert Kusche und Franz Zobel. 
 

Die Opferberatungsstellen registrieren seit Monaten eine Zunahme rechter und rassistischer 

Gewalttaten. Insbesondere in Regionen, in denen vermehrt Proteste stattfinden – die sich 

gegen Coronamaßnahmen, die Aufnahme von Geflüchteten und gegen die Unterstützung der 

Ukraine richten - sind seit 2016 durchgängig rechte und rassistische Narrative unübersehbar 

und führen zu einer verfestigten extrem rechten Präsenz im öffentlichen Raum. „Längst sind 

in vielen Orten dadurch Angstzonen für Menschen entstanden, die von Rassismus, 

Antisemitismus und rechter Gewalt und Bedrohungen betroffen sind – insbesondere für 

Geflüchtete, Journalist*innen und demokratische Zivilgesellschaft“, sagt Robert Kusche, 

Vorstand des VBRG und Geschäftsführer der RAA Sachsen. 

 

„Mehr als zehn Jahre nach der Selbstenttarnung des NSU sehen wir ein erschreckendes 

Rechtsterrorismus-Analyse- und Demokratiedefizit bei Polizei und Justiz in Ostdeutschland“, 
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betonen die Opferberatungsstellen. Erfolgreiche Strafverfolgung gegen rechtsterroristische 

Gruppen in Ostdeutschland sind in den letzten sechs Jahren fast ausschließlich durch die 

Übernahme von Ermittlungsverfahren durch die Generalsbundesanwaltschaft geführt 

worden. „Ohne die Intervention von Opferberatungsstellen und Nebenklagevertreter*innen 

und die Übernahme der Ermittlungen durch die Generalbundesanwaltschaft wäre der 

rassistische und rechte Terror der Gruppe Freital und Revolution Chemnitz nicht gestoppt 

worden“, erinnert Robert Kusche. 

 
Acht notwendige Maßnahmen für einen glaubhaften Paradigmenwechsel 
 

Die ostdeutschen Innenminister*innen müssen jetzt einen dringend notwendigen 

Paradigmenwechsel einläuten. Dafür braucht es aus Sicht der Opferberatungsstellen: 

 

1.  Dezentrale Unterbringung statt Sammelunterkünfte für Geflüchtete aller  

Herkunftsländer. 

2. Abschaffung der Residenzpflicht und Wohnsitzauflagen, um Geflüchteten besseren 

Schutz vor rassistischer Gewalt zu gewähren. 

3. Ein Verbot von rechten Aufmärschen vor geplanten und bewohnten 

Flüchtlingsunterkünften aus Gründen der Gefahrenabwehr. 

4. Eine längst überfällige Erweiterung des Opferschutzes im Aufenthaltsgesetz durch ein 

humanitäres Bleiberecht für Opfer rassistischer und antisemitischer Gewalt ohne 
festen Aufenthaltsstatus (Studierende, Geduldete) durch eine Erweiterung von 

Paragraf 25AufenthG. Von den ostdeutschen Innenminister*innen erwarten wir eine 

entsprechende Gesetzesinitiative. Denn es kann nicht sein, dass Täter*innen 

profitieren, weil abgeschobene Opfer nicht mehr als Zeug*innen in Strafverfahren 

aussagen können.  

5. Den Einsatz von Bereitschafts-Staatsanwält*innen, die die Polizeieinsätze vor Ort 

begleiten und dafür sorgen, dass bei Propaganda- und Körperverletzungsdelikten bei 

rechten Demonstrationen auch tatsächlich Ermittlungsverfahren eingeleitet und 

Tatverdächtige vor Ort festgestellt werden. 

6.  Verbindliche, regelmäßige und flächendeckende Schulungen für Polizist*innen in 

Bereitschaftseinheiten zu Artikel 5 GG und Pressefreiheit sowie eine verbindliche 

Teilnahme an Seminaren der Menschenrechtsbildung, um der Verbreitung von 

rechten Narrativen entgegenzuwirken. 

7. Ermittlungsgruppen wie “Besondere Aufbauorganisationen” bei den 

Landeskriminalämtern und Staatsanwaltschaften mit dem Schwerpunkt PMK-Rechts 

zur schnellen und effektiveren Strafverfolgung bei Brandanschlägen und schweren 

Straftaten. 

8. Priorisierung der Verfahren in Fällen von rechter, rassistischer sowie antisemitischer 

Gewalt – insbesondere in Ostdeutschland – durch die Gerichte und 

Staatsanwaltschaften. Staatsanwaltschaften müssen als „Herrin des 

Ermittlungsverfahrens“ ihr Weisungsrecht gegenüber den Ermittlungsbehörden in 

Hinblick auf Nr. 15 Abs. 5 RiStBV wahrnehmen.  
 


